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rung ist die sogenannte Raufutterprämie, wie sie 
vorgesehen war, nicht mehrheitsfähig gewesen. 
Das muss man der Ehrlichkeit halber sagen.  

Insofern arbeiten wir an Überbrückungen, an Mög-
lichkeiten, doch noch Lösungen zu finden – und da 
freue ich mich auf die breite Unterstützung des 
Landtags –:  

Erstens. Wir sehen, dass wir im Bereich der Grün-
landbewirtschaftung in der ersten Säule durch eine 
Begriffserweiterung und der damit verbundenen er-
höhten Prämienberechtigung neue Möglichkeiten 
schaffen können. 

Zweitens. Wir wollen die Optionen der zweiten Säu-
le durch deutliche Prämienerhöhungen gerade im 
Bereich des Vertragsnaturschutzes insbesondere 
für die Schäferinnen und Schäfer erweitern.  

(Beifall von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Im Rahmen unserer Möglichkeiten wollen wir für Ar-
ten, die vom Aussterben bedroht sind – das ist bei 
seltenen Schafrassen, die wir in Nordrhein-
Westfalen noch haben, der Fall –, eine besondere 
Förderung anbieten.  

Aber auch das löst das Problem nicht flächende-
ckend. Deshalb sind weitere Initiativen auf Bundes-
ebene, aber auch in Nordrhein-Westfalen nötig, bei-
spielsweise durch Vereinbarungen mit den Deich-
verbänden zur Deichpflege und durch Verbesse-
rung der entsprechenden Rahmenbedingungen bei 
unseren eigenen Grünflächen.  

Unter dem Strich: Das ist eine gemeinsame Aktion, 
aber wir haben noch viel gemeinsame Arbeit vor 
uns. Ich würde mich freuen, wenn Sie jeweils in Ih-
ren Parteien auf der Ebene des Bundes und auch in 
den anderen Bundesländern für eine stärkere Ge-
meinschaft mit den Schäferinnen und Schäfern 
werben würden. Es gibt einige Bundesländer, die 
die Notwendigkeit dafür nicht sehen. Deshalb ist die 
naheliegende Möglichkeit, bei der notwendigen 
Ausstattung auf die erste Säule zurückzugreifen, 
nicht wirklich als Perspektive erkennbar. Aber, wie 
gesagt, wir kämpfen an der Stelle weiter gemein-
sam. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
deshalb die Aussprache. 

Die Fraktionen haben sich zwischenzeitlich darauf 
verständigt, den Antrag Drucksache 16/5966 – 
Neudruck – direkt abzustimmen. Somit kommen wir 
zu der Abstimmung über den Inhalt des Antrags. 
Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 
den darf ich um das Handzeichen bitten. – Gibt es 
Gegenstimmen? – Gibt es Enthaltungen? – Damit 

ist der Antrag Drucksache 16/5966 – Neudruck – 
vom Landtag Nordrhein-Westfalen einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt  

12 Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Immobilien- und Standortgemeinschaf-
ten 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4232 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr 
Drucksache 16/5976 – Neudruck 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster 
Rednerin Frau Kollegin Philipp für die SPD-Fraktion 
das Wort. Bitte, Frau Kollegin.  

Sarah Philipp (SPD): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Im Jahr 2008 hat das Land NRW sein 
erstes Gesetz zur Einrichtung von Immobilien- und 
Standortgemeinschaften verabschiedet. Ziel war es 
damals, lokale Initiativen in der Stadtentwicklung zu 
stärken. Einzelhandels- und Dienstleistungsangebo-
te vor Ort sollten dabei gemeinschaftlich attraktiver 
gemacht und abgestimmt aufgewertet werden. Ein-
bezogen waren dabei ursprünglich und bisher auch 
ausschließlich innerstädtische Kernbereiche. 

Warum ist es notwendig, solche Initiativen zu unter-
stützen und auf den Weg zu bringen? Die klassi-
schen Einkaufsstraßen der gewachsenen europäi-
schen Städte geraten zunehmend unter Druck. Das 
hat unter anderem etwas damit zu tun, dass sich 
Shoppingcenter nicht mehr nur ausschließlich auf 
der grünen Wiese ansiedeln, sondern mittlerweile 
auch innerorts. Die Eintönigkeit der Stadtzentren 
nimmt zu, die Kundenfrequenz auf den Straßen 
sinkt, und die Laufwege der Kunden verändern sich.  

Wir mussten also feststellen, dass bestimmte 
Trends im Einzelhandel es notwendig machen, sich 
vor Ort zusammenzuschließen, Kräfte zu bündeln 
und sich gemeinschaftlich mit seinen Stärken nach 
außen zu präsentieren. Das kann das Engagement 
eines Straßenhausmeisters sein, wie es in einigen 
Projekten der Fall war, die Organisation eines 
Nachtshoppings oder einer einheitlichen Weih-
nachtsbeleuchtung. Derartige Initiativen sollten 
durch das ISG-Gesetz 2008 unterstützt werden.  

Im Jahr 2011 wurde das Gesetz erstmalig evaluiert. 
Die beteiligten Verbände haben sich dabei mehr-
heitlich für eine Fortführung der gesetzlichen Rege-
lungen ausgesprochen. Außerdem haben sie eine 
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Erweiterung des Anwendungsbereichs im Gesetz 
vorgeschlagen. Heute beschäftigen wir uns daher in 
zweiter Lesung mit einer Ausweitung dieses Geset-
zes.  

Wir möchten, dass in Zukunft auch Initiativen in 
Wohnquartieren und Gewerbegebieten durch die-
ses Gesetz unterstützt werden können. Insbesonde-
re der Wohnungswirtschaft sollen Immobilien- und 
Standortgemeinschaften nützen, um städtebaulich 
sinnvolle Umfeldverbesserungen auch für Wohn-
quartiere, Gewerbegebiete und für touristische 
Zwecke möglich zu machen. Das ist ein weiterer gu-
ter Ansatz der Landesregierung zur integrierten 
Quartiersentwicklung. 

(Beifall von der SPD) 

Wir sehen darin auch eine große Chance für ver-
nachlässigte Wohngebiete.  

In Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen etwa 50 
Immobilien- und Standortgemeinschaften auf ge-
setzlicher, aber vor allem auf freiwilliger Basis. 
Deswegen sind wir guter Dinge, dass wir das Prin-
zip der Immobilien- und Standortgemeinschaften 
bald erfolgreich auf in die Jahre gekommene Wohn-
viertel und Gewerbegebiete ausweiten können. 

Wie das funktionieren kann, lässt sich an Beispielen 
aus der Praxis gut ablesen. Im Bereich der woh-
nungsbezogenen Immobilien- und Standortgemein-
schaften wurden in NRW drei Modellprojekte durch-
geführt: in Köln, in Dortmund und in Wuppertal. Ziel 
war es dabei, private Eigentümer für Aufwertungs-
maßnahmen in den jeweiligen Wohnquartieren zu 
gewinnen. 

Weiterhin gibt es mittlerweile in Nordrhein-
Westfalen erste private und kommunale Initiativen 
zu Immobilien- und Standortgemeinschaften in Ge-
werbegebieten und entsprechende Überlegungen in 
touristischen Bereichen.  

Das zeigt uns: Der Bedarf ist gegeben. Und wir wol-
len mit dieser Ausweitung des Gesetzes helfen.  

Natürlich wollen wir nicht, dass sich die öffentliche 
Hand aus den notwendigen Maßnahmen vor Ort 
gänzlich herauszieht.  

Die Maßnahmen im Rahmen einer ISG erfolgen 
selbstverständlich in enger Abstimmung mit der 
Kommune und in Ergänzung zu den Maßnahmen 
im Rahmen der Aufgaben der öffentlichen Hand. 
Das ist also kein Entweder-oder, sondern ein ver-
antwortungsvolles gemeinschaftliches Handeln vor 
Ort.  

Deswegen begrüßen wir den Gesetzentwurf der 
Landesregierung ausdrücklich und freuen uns, dass 
wir heute endlich darüber abstimmen können. 

Lassen Sie mich noch eine letzte Anmerkung zum 
Verhinderungsquorum machen. Die Fraktionen von 
Rot und Grün haben sich auf einen gemeinsamen 

Änderungsantrag verständigt, der sich mit dem Ver-
hinderungsquorum beschäftigt.  

Unserer Ansicht nach befördert die Erhöhung des 
Verhinderungsquorums von einem Viertel auf ein 
Drittel die Bildung von sogenannten ISGs. Sie folgt 
konkreten Anregungen aus der Praxis. Die weit 
überwiegende Zahl der geladenen Experten hat im 
Rahmen der Landtagsanhörung am 10. März 2014 
eine solche Erhöhung auch positiv bewertet. In der 
Anhörung wurde an einer Stelle auch sehr schön 
darauf hingewiesen, dass es kein Ordnungsrecht, 
sondern ein Ermöglichungsgesetz sei, von dem wir 
uns vor Ort eine Mobilisierung von unten nach oben 
erhoffen.  

Darüber hinaus ist in den Bundesländern Hamburg, 
Bremen, Schleswig-Holstein und auch im Saar-
land – also dort, wo es eine positive Entwicklung bei 
den Immobilien- und Standortgemeinschaften gibt – 
ebenfalls ein Quorum von einem Drittel festgelegt 
worden. 

Deswegen sind wir uns ganz sicher: Die Erhöhung 
des Quorums macht den Gesetzentwurf am Ende 
erst richtig rund. Von daher werden wir dem Ge-
setzentwurf in dieser Form selbstverständlich zu-
stimmen. Wir würden uns freuen, wenn die anderen 
Fraktionen es uns gleichtun würden. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Philipp. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich als nächstem Redner Herrn Kollegen Hausmann 
das Wort. 

Wilhelm Hausmann (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Goethe hat einmal gesagt: 
„Wer besitzt, der muss gerüstet sein.“ Das gilt auch 
heute noch, 200 Jahre später. Das gilt gerade jetzt 
in Nordrhein-Westfalen. 

Wer in Nordrhein-Westfalen Eigentum und insbe-
sondere Immobilien besitzt, der musste und muss 
auch künftig auf einiges vorbereitet sein. Damit 
meine ich eigentümerfeindliche Entscheidungen der 
rot-grünen Landesregierung in der Vergangenheit.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Was? Wer macht das 
denn? Niemals!) 

Ich zähle hier vier Beispiele auf: die Wiedereinfüh-
rung der Kündigungssperrfrist in bestimmten Kom-
munen in NRW auf bis zu acht Jahre, die Wieder-
einführung des Zweckentfremdungsverbotes, die 
Erhöhung der Grunderwerbsteuer von 3,5 % auf 
5 % und das Wohnungsaufsichtsgesetz. 

Auch heute soll wieder mal etwas Eigentümerfeind-
liches beschlossen werden. Dabei wird – wie bereits 
bei den genannten Punkten – im Zusammenwirken 
all dieser Punkte der Art. 14 Abs. 2 des Grundge-
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setzes überbeansprucht; denn die Sozialverpflich-
tung des Eigentums ist eben kein Selbstbedie-
nungsladen. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, im rot-grünen Ände-
rungsantrag – darüber diskutieren wir heute ja 
hauptsächlich, und darauf beziehe ich mich auch – 
wird gefordert, die Sperrminorität von 25 % auf 
33 % zu erhöhen. Solch eine Erhöhung des Verhin-
derungsquorums ist sehr problematisch; denn eine 
ISG ist immer mit Eingriffen in die Rechte der 
Grundstückseigentümer verbunden. 

Bereits ein Viertel der Anlieger sollten aus unserer 
Sicht daher das Recht haben, sich gegen eine ISG 
und damit gegen die Pflicht der Kostentragung aus-
zusprechen. Wir wollen eine ISG aus Überzeugung 
und Glauben an den Standort, und nicht aus 
Zwang. 

Nur wegen der Erhöhung der Sperrminorität können 
wir dem ansonsten guten Gesetzentwurf, der unse-
ren Gesetzentwurf von damals fortführt, heute nicht 
zustimmen.  

Ich sage Ihnen auch, warum wir diesen Gesetzent-
wurf im Grundsatz gut finden: Er sieht nämlich die 
Erweiterung der standortbezogenen Maßnahmen 
durch Hinzufügung weiterer Anwendungsbereiche 
vor. Dies sind zum Beispiel Wohnquartiere, Gewer-
bezentren und sonstige für die städtebauliche Ent-
wicklung bedeutsame Bereiche.  

Die Landesregierung verspricht sich hiervon eine 
Aufwertung von Wohnvierteln und Gewerbegebie-
ten, und das zu Recht, wie wir meinen. Es spricht 
grundsätzlich nichts gegen eine Erweiterung des 
Anwendungsbereichs des ISGG NRW. Wir sind ja 
alle auf der Suche nach neuen Instrumenten der 
Städtebauförderung, denn die finanziellen Spiel-
räume werden zunehmend enger. 

(Zuruf von der SPD: Wir haben sie gefun-
den!) 

Daher kann auch privates Engagement dazu beitra-
gen – vielleicht auch innerhalb enger Grenzen –, 
öffentliche Investitionen sinnvoll zu ergänzen. Die 
Notwendigkeit einer gezielten und angemessen 
ausgestatteten Städtebauförderung bleibt jedoch 
nach wie vor bestehen. 

Positive Folge kann aber auch sein, dass das 
Spektrum für mögliche Maßnahmen der Umfeldver-
besserung vielfältiger wird. Möglicherweise gehen 
hiervon Impulse für das generationsübergreifende 
Zusammenleben aus. Auch mit Blick auf das über-
geordnete Ziel durchmischter Quartiere können hier 
neue Impulse gesetzt werden. Insgesamt können 
daraus ein bewussterer Umgang und eine gestei-
gerte Problemwahrnehmung im eigenen Umfeld re-
sultieren. Dies kann das Erscheinungsbild in unse-
ren städtischen Quartieren sehr positiv beeinflus-
sen.  

Unser Fazit: Dem Gesetzentwurf in seiner ursprüng-
lichen Form, der all diese Punkte nach vorne ge-
bracht hat, könnten wir eigentlich vollumfänglich zu-
stimmen. Aber leider ist der Gesetzentwurf durch 
Ihren Änderungsantrag nachträglich – ich sage 
mal – verbösert worden und wird in Sachen Eigen-
tum geradezu ins Gegenteil einer positiven Entwick-
lung verkehrt. Dem können wir auf keinen Fall zu-
stimmen – leider. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen erteile ich Frau Kollegin Schneckenburger 
das Wort. 

Daniela Schneckenburger (GRÜNE): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Es ist schon erstaunlich, zu welcher Hochform 
jedenfalls Teile der CDU-Fraktion am relativ späten 
Nachmittag noch auflaufen. Der Herr Hausmann 
vermittelt ja den Eindruck, als ob in Nordrhein-
Westfalen der Klassenkampf ausgebrochen sei. 
Das, was Sie da aufgezählt haben, Herr Hausmann, 
war schon eine beachtliche Leistung. Wenn man 
eine solche Weltsicht hat, dann gerät das ISGG tat-
sächlich zum Instrument des Klassenkampfs. Herr 
Hausmann, das nimmt Ihnen wirklich keiner ab. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von der CDU) 

Ich kann mich weitgehend Frau Philipp anschließen. 
Wir haben mit dem ISGG ein Instrument, das es 
ermöglicht, einen Rahmen für Investitionen Privater 
zu schaffen, Herr Hausmann. Und daran haben üb-
rigens all diejenigen Privaten ein Interesse, die wis-
sen, dass Investitionen in ihr Eigentum Investitionen 
in ihr Quartier sind und dass der eine Private dem 
anderen in die Tasche fasst, wenn er nichts tut.  

Darum ist es richtig und gut, dafür zu sorgen, dass 
es für mehr Quartiere in Nordrhein-Westfalen – also 
auch für Wohnquartiere – möglich ist, auf der Basis 
eines Zusammenschlusses Privater Investitionen zu 
stemmen und einen verlässlichen Rahmen zu 
schaffen.  

Darum wiederum ist es richtig, das Verhinderungs-
quorum zu erhöhen bzw. es nicht in der alten Höhe 
zu belassen. Herr Hausmann, das war – ich glaube, 
es müsste sich auch bei Ihnen herumgesprochen 
haben – ein wesentlicher Wunsch vonseiten der 
Kommunen. Die haben gesagt: Helft uns, erhöht 
das Verhinderungsquorum, damit wir die Chance 
haben, gerade auch in Wohnquartieren eine ISG 
hinzubekommen, die einen verlässlichen Rahmen 
für private Investitionen schafft. Das ist, was die 
Geschichte angeht, sozusagen die ganze Wahrheit:  

Es geht um ein Instrument, das Investitionen ermög-
licht und insofern der Reparatur von Stadtquartieren 
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dient. Was Sie hier eingangs im Rahmen einer – 
Entschuldigung – Klassenkampfrhetorik vorgetra-
gen haben – das betrifft auch den Katalog, den Sie 
hier aufgezählt haben –, das ist jenseits all dessen, 
was kritisch diskutiert worden ist. 

Worum geht es? Ich will noch einmal darauf auf-
merksam machen, dass wir es in Nordrhein-
Westfalen mit Problemquartieren zu tun haben, die 
auch deswegen entstehen, weil Finanzinvestoren 
nicht in ihre Immobilien investieren. Wir brauchen 
nicht nur Instrumente, um öffentliches Geld einset-
zen zu können, sondern wir brauchen auch privates 
Geld. Gemeinsam müssen wir für verlässliche 
Rahmenbedingungen für private Investitionen wer-
ben. Die sind in diesen Quartieren nicht vorhanden. 

In Nordrhein-Westfalen können wir nicht alles durch 
die öffentliche Hand stemmen. So viele Städtebau-
fördermittel wird uns der Bund nicht zur Verfügung 
stellen. So viel können die Kommunen auch gar 
nicht kofinanzieren. Übrigens sollten Sie, Herr 
Hausmann, Ihre Bitte, mehr Städtebaufördermittel 
zu bekommen, einmal in einem Schreiben an die 
eigene Bundesregierung richten. Da ist sie dann 
auch richtig platziert. Wir haben jedenfalls das Prob-
lem, dass wir nicht alles öffentlich finanzieren kön-
nen. 

In der Stadtentwicklungspolitik brauchen wir das 
Engagement Privater, und für dieses Engagement 
brauchen wir wiederum einen verlässlichen Rah-
men. Deswegen ist es gut, dass wir die Novelle und 
die Ausweitung des ISGG haben. Auch ist es des-
wegen gut, dass wir ein Quorum haben, mit dem 
dafür Sorge getragen wird, dass in Nordrhein-
Westfalen mehr ISGs an den Start kommen und 
mehr Quartiere von diesem Instrument ISG profitie-
ren können. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. – Für die FDP-Fraktion erteile ich nun 
Herrn Kollegen Ellerbrock das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Was die Kollegin Philipp zur 
Genese des Gesetzes gesagt hat, kann ich nur un-
terstützen. Jawohl, das war so. Bei der Bewertung 
haben wir allerdings Meinungsunterschiede. 

Herr Groschek, Sie gehen oft in den Ausschuss 
hinein und sagen: Lasst es uns einmal gemeinsam 
versuchen. Wenn wir es alle zusammen machen, 
dann wird es besser werden. – Es gibt folgenden 
Satz, den ich leider noch nicht so oft – vielleicht gar 
nicht – verwirklicht gesehen habe: Ein Gesetz geht 
in der Regel aus dem Parlament nicht so hinaus, 
wie es hineingegangen ist. – Wenn das stimmt und 
wenn Ihre Worte keine Worthülsen sind – Sie sa-
gen: Wir sind eine Koalition der Einladung, und man 
sollte etwas gemeinsam machen –, sehe ich heute 

richtig Chancen, etwas gemeinsam auf die Beine zu 
bekommen. 

Das Gesetz, welches wir unter Schwarz-Gelb ge-
macht haben, haben Sie übernommen. Es ist dann 
noch einmal geändert worden. Wir haben evaluiert; 
auch das ist vernünftig geworden. Wir haben – das 
war von der Architektenkammer, den Bauingenieu-
ren und Haus & Grund initiiert, vom Bauministerium 
getragen – die Idee eines Projektes gehabt, mit dem 
Eigentümerentwicklungen gefördert und Beratungen 
vorgenommen werden sollten. Das hat eine gute 
Wirkung gehabt, es war positiv. 

Lasst uns doch den nächsten Schritt gehen und 
überlegen: Wie sieht es eigentlich mit den Wohnei-
gentümern aus? – Dazu sage ich: Quartiersentwick-
lungen in dem Sinne tragen wir durchaus mit. Das 
kann eine gute Sache sein. Wir haben auch eine 
Menge Erfahrungen gesammelt. Frau Philipp 
sprach von Wohnquartieren in Köln, Dortmund und 
Wuppertal.  

Mit dem ISG – alt – haben wir in Bezug auf die Be-
reiche Erfahrungen sammeln können. Vonseiten 
dieser Bereiche wurde gesagt: Es bedarf eigentlich 
nicht eines institutionellen Rahmens, sondern Bera-
tung und Aufklärung sind eigentlich das Entschei-
dende, um etwas zu bewirken. Wenn das allerdings 
so ist, fragt man sich doch als Gesetzgeber: Ist das 
geeignet, um eine Quartiersentwicklung positiv zu 
begleiten? Ja, das ist geeignet. Ist es als Gesetz er-
forderlich? Dazu kann man unterschiedliche Mei-
nungen haben; denn Beratung und Aufklärung auf 
freiwilliger Basis haben Wirkung gezeigt. Ist es an-
gemessen? Das ist etwas ganz anderes. Da haben 
wir völlig unterschiedliche Auffassungen, auch was 
die Meinung von Frau Schneckenburger angeht. 

Es ist nicht angemessen, das Quorum hochzuset-
zen. Ich erinnere an die alten Diskussionen, Kollege 
Schemmer, die zu Oliver Wittkes Zeiten geführt 
worden sind. Da hat man auch mit dem Bauministe-
rium diskutiert: Ist das Widerspruchsquorum 25 % 
richtig? Nehmen wir 20 % oder mehr? Es ist ein 
Eingriff ins Eigentum, zu sagen: Wenn mehr als ein 
Drittel der Leute widersprechen, wird etwas nicht 
gemacht. Das ist nicht angemessen. 

Das Quorum von 25 % hat sich, glaube ich, be-
währt. Für mich persönlich ist das – daraus mache 
ich überhaupt keinen Hehl – ausgesprochen grenz-
wertig; aber es ist bewährt. Ich halte es nicht für 
vernünftig, das auf ein Drittel anzuheben – mit sol-
chen Folgen für die einzelnen Eigentümer auch im 
Finanzbereich. 

Herr Groschek, wenn wir etwas gemeinsam ma-
chen wollen, stellen wir unsere Bedenken in Bezug 
auf 25 % und so weiter zurück. Dann stimmen wir 
Ihnen zu und sagen: 25 % machen wir. Das setzt 
aber auch ein bisschen Bewegung von Ihnen vo-
raus. Wenn Sie das zurückziehen und das Bewähr-
te – 25 % – machen wollen, kann ich für die FDP-
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Fraktion sagen: Wir stimmen dem zu. Wenn Sie mit 
dem Kopf durch die Wand wollen, hoffe ich, dass er 
gut armiert bzw. viel Stahl darin ist. Das wird aber 
auch zu gewissen Folgeschäden führen. Leider 
werden wir diese Folgeschäden erst später feststel-
len. Wir werden die Akzeptanz für die Baupolitik und 
die Quartiersentwicklung verlieren. Das ist etwas, 
was wir als FDP ausgesprochen bedauern würden. 

Ich kann Ihnen sagen: Kollege Schemmer und ich 
würden in dem Fall ausgesprochen bedauern, einen 
Kranz zu Grabe zu tragen, wo „Groschek“ drauf-
steht. 

(Minister Michael Groschek lacht.) 

Wir wollen das nicht. Wir wollen eine konstruktive 
Sache machen! – Schönen Dank, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. – Für die Piratenfraktion 
erteile ich Herrn Kollegen Bayer das Wort. 

Oliver Bayer (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte 
Zuschauer vor allem am Stream heute! Eine gesetz-
liche Regelung zur Beteiligung von Immobilienei-
gentümern und Gewerbetreibenden an Quartiers-
entwicklungsmaßnahmen kann sinnvoll sein. Auch 
die Beteiligung weiterer Akteure bietet sich an, um 
die Basis von geplanten Maßnahmen möglichst 
breit zu machen.  

Ob wir nun eine solche gesetzliche Regelung Hou-
sing Improvement District oder Business Impro-
vment District oder eben Immobilien- und Standort-
gemeinschaft nennen, ist uns nicht so wichtig. 

Die unter schwarz-gelber Regentschaft eingebrach-
te Regelung verdient Respekt, weil damit der Ver-
such unternommen wurde, die Akteure vor Ort mit 
Rechten und Pflichten an lokalen Aufgaben und 
Entwicklungen zu beteiligen. Ob man für einen sol-
chen Prozess wirklich ein Gesetz braucht, ist aller-
dings noch nicht ganz klar. Offensichtlich entschei-
den sich die Akteure draußen im Land regelmäßig 
gegen eine buchstabengetreue Umsetzung des Ge-
setzes, treffen und verabreden sich auf formeller 
Grundlage. Frau Philipp hatte es eben bereits er-
wähnt. 

Die Zahl der auf der Basis dieses Gesetzes beste-
henden ISGs ist doch sehr überschaubar. Nun dis-
kutieren wir sogar ein Änderungsgesetz, obwohl es 
praktisch nur keine oder nur sehr eingeschränkte 
Erfahrungen mit dem Gesetz selber gibt. Gut, das 
schadet auch nicht! 

Wir wissen aber mangels empirischer Grundlage 
allerdings nicht, ob das Gesetz an der Praxis viel-
leicht vorbeigeht. CDU und FDP bemängeln offiziell 

vor allem, dass das Verhinderungsquorum auf An-
trag der Regierungsfraktionen im Änderungsantrag 
von einem Viertel auf ein Drittel heraufgesetzt wor-
den ist. Ja, auch wir befürchteten an der Stelle de-
mokratische Defizite. Doch das eindeutige Ergebnis 
aus der Anhörung war: An den Initiativen vor Ort be-
teiligen sich so oder so nur wenige Akteure. Die Ak-
tiven sind die, die unterstützt werden müssen. 

Offenbar stoßen Gesetz und Änderungsgesetz bei 
den Akteuren und Verbänden ganz überwiegend 
auf Zustimmung. Alleine „Haus & Grund“ lehnt bei-
des ab. 

Wir lehnen es nicht ab, machen aber vorsorglich da-
rauf aufmerksam, dass die Kosten einer ISG nicht 
auf die Mieter umgelegt werden dürfen und das Ge-
setz an der Stelle einer weiteren Konkretisierung 
bedarf. Dieser Hinweis wurde in der dazu durchge-
führten Anhörung gegeben, verhallte allerdings of-
fensichtlich ungehört. 

Die Architektenkammer Nordrhein-Westfalen steht 
einer Ausweitung – auch das eine Erkenntnis aus 
der Anhörung – zwar grundsätzlich positiv gegen-
über, bezweifelt aber die Sinnhaftigkeit von woh-
nungsbezogenen ISGs. Das heißt letztlich, dass ei-
ne Ausweitung nur auf den ISGs im Gewerbegebiet 
und in touristischen Bereichen befürwortet wird. Ge-
rade in Bezug auf die ganzheitliche Entwicklung von 
Wohnquartieren sieht sie einerseits zwar den Sinn 
einer ISG, weist aber vor allem auf deren Grenzen 
hin, und zwar insbesondere hinsichtlich der Initiie-
rung privaten Engagements.  

Das heißt für uns: Frau Schneckenburger, in Prob-
lemquartieren und schwierigen Quartieren hilft Re-
den nicht, sondern es muss auch noch mit öffentli-
cher Unterstützung Geld in die Hand genommen 
werden. Dafür braucht es ein solches Instrument 
eher nicht, sondern hinreichend ausgestattete und 
verfügbare Budgets. Vor allem das, Frau Philipp 
und Frau Schneckenburger. 

Unterm Strich bleibt: Eigentlich brauchen wir das 
Gesetz nicht. Wesentliche Aspekte bleiben unbe-
rücksichtigt. Quartiersentwicklung auf private Akteu-
re zu konzentrieren und dabei die Menschen vor Ort 
im Grunde genommen nicht zu beteiligen, kann 
nicht als gelungenes Projekt beteiligungsorientierter 
Politik bezeichnet werden. Das Gesetz hat wohl 
auch gar nicht den Anspruch, alle Probleme in den 
Städten und Quartieren zu lösen. Einigen Änderun-
gen wie zum Beispiel der Ausweitung der Gebiets-
kulisse beim Änderungsgesetz sind sogar zu befür-
worten. Letztlich aber interessiert beides die Praxis 
draußen zunächst wenig.  

Ich empfehle an dieser Stelle Enthaltung. – Vielen 
Dank! 

(Beifall von den PIRATEN) 
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Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bayer. – Für die Landesregierung er-
teile ich Herrn Minister Groschek das Wort. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordneten! Die Enthaltung ist nicht die Empfeh-
lung der Landesregierung, sondern Zustimmung ist 
die Empfehlung der Landesregierung. Ich glaube, 
wir haben durchaus eine Chance, in guter Tradition 
ein vernünftiges, gutes, solides Original aus dem 
Jahre 2008 gemeinsam fortzuschreiben. 

Die guten Argumente für das Gesetz brauche ich 
nicht zu wiederholen. Sie sind im Grunde mit brei-
tester Mehrheit hier schon dargestellt worden. Der 
Streit um des Kaisers Bart ist nun wahrhaftig kein 
Streit um Enteignung. Ich glaube, an der Stelle soll-
ten wir nicht nur die Kirche im Dorf lassen, sondern 
auch alle Tassen im Schrank. Wer allen Ernstes 
glaubt, dass in einer Demokratie eine Zweidrittel-
mehrheit einer Enteignung gleichkäme, der hat ein 
Demokratieverständnis, das sich – um es einmal so 
zu formulieren – von meinem zumindest graduell 
unterscheidet. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich glaube, dass eine Sperrminorität von einem Drit-
tel schon eine große Vetominderheit ist. Wenn Sie 
sich vergegenwärtigen, was im Ländervergleich 
festzustellen ist, so kann man im Grunde bilanzie-
ren: Dort, wo die Drittelregelung gilt, gibt es mehr 
Standortgemeinschaften. Dort, wo das 25-%-
Quorum gilt, gibt es weniger. Das einzige Argument, 
das aus meiner Sicht für die 25 % spräche, ist die 
Erfahrung, dass überstimmte Minderheiten – wenn 
sie sich übergangen fühlen – klagefreudiger wer-
den. Vielleicht könnten wir die eine oder andere 
Klage präventiv abweisen. Aber ich glaube, dass 
der Mehrwert durch die größere Gründungsbereit-
schaft das allemal aufwiegt. 

Es wird niemand gesetzlich gezwungen, eine solche 
Standortgemeinschaft zu etablieren. Aber viele soll-
ten sich eingeladen fühlen, über dieses Instrument 
nachzudenken. Patentrezepte gibt es nicht. Deshalb 
ist dies ein Werkzeug in einem großen Werkzeug-
kasten. Ich finde, wir sollten es so beschließen, wie 
es funktionstüchtig durch die Anhörung bestätigt 
wurde. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. – Ich habe doch noch eine Wort-
meldung. Vielen Dank für den Hinweis.  

Es gibt eine Wortmeldung des Kollegen Hausmann, 
der noch eine Minute und 18 Sekunden Redezeit 
hat. Bitte schön. 

Wilhelm Hausmann (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Minister 
hat am Ende seiner Rede noch einmal einen inte-
ressanten Aspekt aufgeworfen: Was ist denn, wenn 
die Klagefreudigkeit richtig in Betracht kommt? – 
Dann werden aus den wenigen ISGs am Ende noch 
weniger. Das heißt: Die Erfolgsmöglichkeit des Ge-
setzes ist schon in sich selber eigentlich beschränkt. 

Was bedeutet eigentlich das Verhinderungspro-
gramm? Wenn Eigentümerstrukturen da sind, die es 
ermöglichen, dass nahezu 50 % durch Einzeleigen-
tümer und Eigentümergruppen einen solchen 
Standort dominieren, nützen auch die 33 % Wider-
spruch nicht. Was ist mit den 16 %, die letzten En-
des übrigbleiben? – Das haben Sie einfach nicht 
sauber durchgerechnet. Warum hat die Regierung 
nicht selber von Anfang an die 33-%-Regelung vor-
geschlagen, sondern wartet ab, dass die eigene 
Fraktion das hier vorträgt? Die ganze Genese die-
ses Gesetzes wirft mehr Fragen auf als sie beant-
wortet.  

Frau Schneckenburger, Klassenkampf ist nicht mei-
ne Vokabel. Klassenkampf ist das, was Sie hier vor-
führen. Wenn Sie in all den Gesetzen, die Sie hier 
vorlegen, immer zuungunsten des Eigentums ent-
scheiden, dann haben Sie ein Problem mit den Arti-
keln des Grundgesetzes. Sie führen die Vokabel 
„Klassenkampf“ hier ein und nicht wir. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Jetzt liegen mir endgültig keine wei-
teren Wortmeldungen mehr vor. Deshalb schließe 
ich die Aussprache und rufe zur Abstimmung auf. 

Der Ausschuss für Bauen, Wohnen, Stadtentwick-
lung und Verkehr empfiehlt in Drucksache 
16/5976 – Neudruck –, den Gesetzentwurf Druck-
sache 16/4232 in der Fassung der Beschlüsse an-
zunehmen. Wer dieser Empfehlung folgen möchte, 
den darf ich um das Handzeichen bitten. – Das sind 
die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktio-
nen von CDU, FDP und der fraktionslose Kollege 
Stein. Wer enthält sich der Stimme? – Das ist die 
Piratenfraktion. Damit ist die Beschlussempfeh-
lung Drucksache 16/5976 - Neudruck - ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 
16/4232 in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

13 Gesetz zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Sprengstoffgesetz 
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